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Gekaufte Arzte-.Siegel 
sind wettbewerbswidrig 

Rechtsprechung: LG München urteilt gegen. „Focus" 

Die 4. Kammer für Handelssachen am Land
gericht München I hat der Unterlassungs
klage der Wettbewerbszentrale hinsichtlich 
der Verleihung und Publizierung sogenann
ter Ärzte-Siegel gegen einen Verlag stattge
geben (Az.: 4 HKO 14545/21). 

Der Kläger beanstandete, dass die Beklag
te gegen Entgelt an Ärzte Siegel verleiht, die 
sie als „Top Mediziner" oder „Focus Empfeh

. lung" auszeichnen. 
Einmal im Jahr erscheint bei der Beklag

ten das Magazin „Focus Gesundheit" unter 
dem Titel „Ärzteliste". Gegen eine zu bezah
lende Lizenz in Höhe von rund 2.000 Euro 
netto erhalten Ärzte ein Siegel unter der Ru
brik „Focus Empfehlung", das sie .sodann 
werbend benutzen können und dies auch 
(unter Angabe der Fachrichtung beziehungs
weise des Landkreises) tun. 

Die Beklagte verstößt durch die vergabe 
der Siegel, die nach ihrem eigenen Vortrag 
von den Ärzten werblich genutzt werden 
sollen, gegen das lauterkeitsrechtliche Irre
führungsverbot. 

Mit den Siegeln wird bei deren angespro
chenen Verkehrskreisen der Eindruck er"\ 
weckt, dass die betreffenden Ärzte, die als 
„Top Mediziner" bezeichnet oder als „Focus
Empfehlung" angepriesen werden, aufgrund 
einer neutralen und sachgerechten Prüfung 

ausgezeichnet wurden und dadurch eine 
Spitzenstellung unter den Ärzten gleicher 
Fachdisziplin einnehmen. Die von der Be
klagten gegen Bezahlung einer nicht uner
heblichen „Lizenzgebühr" vergebenen Sie
gel haben die Aufmachung eines Prüfzei
chens und werden in den vorgelegten Me
dien auch als solche werbend verwendet. 

Hierzu führt die Kammer Folgendes aus: 
Die angesprochenen Verkehrskreise würden 
die Siegel, die von der Beklagten lizenziert 
werden, ähnlich wie Prüfsiegel der Stiftung 
Warentest auffassen und davon ausgehen, 
die betreffenden Ärzte seien aufgrund einer 
neutralen und sachgerechten Prüfung aus
gezeichnet worden. 

Nach der Lebenserfahrung habe der Hin
weis auf ein Prüfzeichen für die geschäft
liche Entscheidung des Verbrauchers eine 
erhebliche Bedeutung. Der Verbraucher er
warte, dass ein mit einem Prüfzeichen ver
sehenes Produkt oder eine Dienstleistung 
von einer neutralen und fachkundigen Stel
le auf die Erfüllung von MindestanfOrderun
gen anhand objektiver Kriterien geprüft 
wurde und bestimmte, von ihm für die Gü
te und Brauchbarkeit der Ware als wesent
lich angesehener Eigenschaften aufw-eisen. 
Tatsächlich sei es aber selbst nach dem Vor
trag der Beklagten so, dass sich die Qualität 

ärztlicher Dienstleistungen nieht mit Mess
geräten im Testlabor ermitteln lind verglei
chen lasse. Vielmehr seien von den Kriteri
en, die nach dem Vortrag der Beklagten bei 
ihren Empfehlungslisten berücksichtigt 
würden, Kriterien dabei, die auf ausschließ
lich subjektiven Elementen beruhten, wie 
etwa die Kollegenempfehlung oder die Pati
entenzufriedenheit. 

Die Beklagte könne auch nicht damit ge
hört werden, die Lizenzierung „Siegel" sei 
ein unselbstständiger, nachgelagerter Akt 
der Ärztelisten, der ebenfalls von der Presse
freiheit umfasst sei. Zwar erstreckte sich die 
Pressefreiheit in dem Sachverhalt, welcher 
der Entscheidung des Bundesverfassungs
gerichts NJW 2003, 277. Juve-Handbuch, zu 
Grunde lag, auch auf die Refinanzierung der 
redaktionellen Inhalte. Diese Aussage des 
Bundesverfassungsgerichts bezog sich je
doch allein darauf, dass in dem dort zu ent
scheidenden Fall nicht festgestellt werden 
konnte, dass durch die Veröffentlichung von 
Ranglisten in sittenwidriger Weise auf die 
Aufgabe von Inseraten hingewirkt wurde 
und dass anzeigenfinanzierte Medienregel
mäßig darauf angewiesen sind, zur Schal
tung von Anzeigen zu motivieren. 

Hiervon unterscheide sich der vorliegen
de Fall jedoch grundlegend: Die Wettbe-
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werbswidrigkeit der Prüfsiegel ergibt sich 
im vorliegenden Fall daraus, dass in irrefüh
render Weise der Bereich des redaktionellen, 
wertenden Beitrags verlassen und der Ein
druck erweckt wird, es finde eine Bewertung 
nach objektiven Kriterien statt. 

Hinzu kommt, dass Medien zwar regelmä
ßig darauf angewiesen sind, sich durch An
zeigen zu finanzieren, nicht jedoch durch 
die Vergabe von Prüfsiegeln gegen ein nicht 
unerhebliches Entgelt. Dass dies eine un
übliche, nicht zwingend erforderliche Art 
der Finanzierung redaktioneller Beiträge ist, 
zeigt der eigene Vortrag der Beklagten, wo
nach die Verteilung der Siegel erst eine Re
aktion auf den vor etwa zehn Jahren einge
tretenen „Wildwuchs" gewesen sei. Davor 
wurden die Magazine mit den Ärztelisten 
ganz offensichtlich anders finanziert. 

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 
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